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Ha lbherzige Reform
vor 50 Jahren
MrrBEsrrMMUuc - Vor 5o Jahren, am
i9. Januar 1972, trat die Reform des Be-

triebsverfassungsgesetzes in Kraft. An-
gesichts der Konjunktur- und Struktur-
krise in den tg6oerJahren hatte sich das
Vorgängergesetz zunehmend als man-
qr,.lhaft erwiesen, weil sich zeigte, dass
rlic Betriebsräte keine ausreichenden
Mitbestimmungsmöglichkeiten hatten.
Jah relang hatten d ie Gewerkschaften
rl,rm,rls ihre Forderungen an die west-
rlcLrl sc Ire Bundesregierung weitergetra-
t1t.rr. Drc daraufhin erfolgte Reform be-
zcichneten sie als ,,halbherzig". lm
vergangenen Jahr hat die schwarz-rote
Bundesregierung das Betriebsräte-
modern isieru ngsgesetz vera bschiedet.
I Lrr die Gewerkschaften ist auch diese
Ilcf orm wieder nur ein erster Schritt. Um

lür anstehende Herausforderungen et-
was in Sachen Digitalisierung gewapp-
rrct zu sein, muss der Gesetzgeber wei-
tcre Schritte gehen.

Stim m u ngsmache
aus Sachsen-Anhalt
(,I I INTLICH.RECHTLICHER RUNDFUNK

I )rr. ( t)U in Sachsen-Anhalt hat vorge-
:,clrl,rgcn, das Erste Programm der nRo
,rbzuschaffen. ver.di weist diese Versu-
r hc der Stimm ungsmache gegen den öf-
lcntlich-rechtlichen Rundfunk (Önn) ent-
,,<lricden zurück. ver.di-Bundesvor-
',l,rncismitglied Christoph Schmitz ver-
\^/r( ", .)uf das Grundrecht zur Rundfunk-
lr,.tlr,'il sowie die Staatsferne und Pro-
( Jr, unmautonomie von Rundf unk-Redak-
Irr.rrcn. Die wiederholten Angriffe der
r t ru auf den ÖnR bezeichneteerals,,ver-
,urlwortungslos". Sie stünden in Form
rrrrri lrrlr,rlt irr Konflikt rnit dem Grundge
',r'lz',r lrrrrilzw,rrIdo1 CI)U-l'olil ikcr^in
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Entschuldigung
BERuFsvERBore -Vor 5o Jahren trat der Radikalenerlass in Kraft- und wirkt bis heute nach

Von Heike Langenberg

Briefe zustellen, das war der Beruf von
Werner Siebler. Bereits als t4-Jähriger
begann er fur die damalige Deutsche
Bundespost zu arbeiten. Briefzustellung
war zu d ieser Zeit noch eine hoheitliche
Aufgabe, die Zusteller*innen wurden
verbeamtet. Doch zum Beamten auf
Lebenszeit wurde Siebler nicht ernannt.
Der Grund: Sieblers Mitgliedschaft in der
Deutschen Kommunistischen Partei
(o«p). Diese war nach dem am 28. Januar

t97z in Kraft getretenen Rad ikalenerlass

mit dem Beamtenstatus nichtvereinbar.
Siebler erhielt t984 ein Berufsverbot.

Erwar zeitweise arbeitslos oder arbei-
teteals Kraftfahrer. Zwar kämpfte ersich
r99r vor Gericht in die Briefzustellung
zurück, aber als Angestellter. Seit 2o"r9

ist er im Ruhestand - und spürt jeden
Monat die Folgen des Berufsverbots.
Nach eigenen Angaben hat er mittler-
weile 6oo Euro weniger im Monat als

ihm als Beamter auf Lebenszeit zuge-
standen hätte.

lm Januar jährt sich der Rad ikalenerlass

zum 50. Mal. Siebler und seine Mitstrei-
ter*innen haben sich im,, Bundesarbeits-
ausschuss der lnitiativen gegen Berufs-
verbote und für die Verteidigung der
demokratischen Grundrechte" zusam-
mengeschlossen. Der Ausschuss nutzt
den 5o.Jahrestag, um erneut auf die
Situation der Betroffenen aufmerksam
zu machen.

Bei einer Pressekonferenz aus Anlass

des 5o. Jahrestags berichtete Siebler, der
Erlass schädige bis heute die demokra-
tische Kultur. lmmerwiederwürden Be-

amtenanwärter*innen von politischem

Engagement absehen, weil sie Angst hät-
ten, dann keine Stelle mehr im Öffent-

lichen Dienst zu bekommen. Daher
sammeln die Mitstreiter*innen Unter-
schriften unter dem Aufruf ,,5o Jahre
Berufsverbote- Demokratische Grund-
rechte verteid igen". Denn d ie Formulie-
rung im Koalitionsvertrag, Verfassungs-
feinde sollen schneller aus dem
öffentlichen Dienst entfernt werden kön-
nen, alarmiert den Ausschuss. ln altbe-
währter Form werde dabei Extremismus
links wie rechts gleichgesetzt, heißt es

in dem Aufruf. Den Termin fur eine Ak-
tionswoche haben sie bewusst auf Mitte

Mai verschoben, in das Vorfeld des 23.

Mai, den Tag, an dem r949 das Grund-
gesetz in Kraft getreten ist. ,,Wir waren
n ie Verfassungsfeinde", betonte Siebler.

,,Die sitzen an ganz anderen Stellen hier
im Land." Der Bundesausschuss macht
sich dafur stark, die Auswirkungen des

Rad ikalenerlasses aufzuarbeiten, Betrof-
fene zu rehabilitieren und zu entschädi-
gen.

r 972 trat der sogena nnte Rad ikalener-
lass in Kraft. Die Ministerpräsidenten der
Länder stimmten gemeinsarn nrit dcr

Mehr lnfos
Berufsverbote.de
Ein Portrait von Werner Siebler stand
auch in der ver.di publik oz/zolg, nach-
zulesen unter p'.iblik.verdi tie

Der Journalist Hermann G. Abmayr hat
sich in einem Filmbeitrag mit der ,,Jagd
auf Verfassungsfeinde - der Radikalener-
lass und seine Opfer" auseinanderge-
setzt. Er ist noch bis zum 17.Januat 2023
in der ARD-Mediathek abrufbar unter
kurzelinks.de/tiqfi

Bundesregierung unter Bundeskanzler
Willy Brandt, SPD, darin überein, soge-
nannte Verfassungsfeinde nicht im öf-
fentlichen Dienst zu beschäftigen.
Brandt, der in seinerJugend als radikal
links galt, entschuldigte sich späterdafur.
Auch der Deutsche Gewerkschaftsbund
(oce) und sei ne M itglieds-Gewerkschaf-
ten, darunter die ver.di-Vorläuferinnen
wie die örv und die DPG, hatten in den
t 97oer Jahren Unvereinbarkeitsbeschlüs-
se gefasst.

lm Laufe der Jahre sorgte der Radika-
lenerlass dafür, dass rund t.5oo Männer
und Frauen n icht in den Staatsd ienst auf-
genommen wu rden, darunter viele Leh-

rer*innen, aber auch Briefzusteller*innen
wie Werner Siebler. Als erstes Bundes-
land hob das Saarland den Erlass t985
formell auf. Weitere Bundesländer folg-
ten, Bayern stellte als letztes Land 199l

die Regelanfrage ein. Sie wurde dort al-

lerd ings durch einen Fragebogen ersetzt.

Der kann noch heutezu Schwierigkeiten
bei einer Einstellung im Öffentlichen
Dienst in Bayern f ühren.
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Werner Siebler, ein Betroffener des Radikalenerlasses


